Gesetz vom ... , mit dem die Landtagswahlordnung 1995 geandert wird
Der Landtag hat beschlossen:

Die Landtagswahlordnung 1995 — LTWO 1995, LGBI. Nr. 4/1996, zuletzt gedndert durch das Gesetz
LGBI. Nr. 18/2008, wird wie folgt gedndert:

1. In 8 3 Abs. 2 entféllt nach dem Wort ,letzten“ die Wortfolge ,,Ordentlichen oder AuBerordentlichen*
und es wird nach dem Wort ,,Volkszadhlung” der Klammerausdruck ,,(Registerzahlungsgesetz, BGBI. |
Nr. 33/2006)“ eingeflgt.

2. In 8 4 Abs. 1 entféllt nach dem Wort . letzten* und in Abs. 2 nach dem Wort ,,nachsten* die Wortfolge
,Ordentlichen oder AuBerordentlichen* und in Abs. 1 und 2 wird jeweils nach dem Wort ,,Volkszahlung*
der Klammerausdruck ,,(Registerzdhlungsgesetz, BGBI. | Nr. 33/2006)" eingefigt.

3. 8 7 Abs. 1 erster Satz lautet:

,Die Wahlbehdrden bestehen aus einem Vorsitzenden als Wahlleiter oder seinem Stellvertreter, oder
in den Féllen gemé&R 8 11 und § 13 seinen Stellvertretern, sowie einer Anzahl von Beisitzern.”

4. 8§11 Abs. 3 lautet:

,»(3) Der Bezirkshauptmann, in Stadten mit eigenem Statut der Blirgermeister, hat fir den Fall der vo-
ribergehenden Verhinderung des Bezirkswahlleiters mehrere Stellvertreter zu bestellen und die Reihen-
folge zu bestimmen, in der diese zu seiner Vertretung berufen sind.”

5. 8 13 Abs. 3 lautet:

»(3) Der Landeshauptmann hat fiir den Fall der voriibergehenden Verhinderung des Landeswahlleiters
mehrere Stellvertreter zu bestellen und die Reihenfolge zu bestimmen, in der diese zu seiner Vertretung
berufen sind.“

6. 8§ 18 Abs. 1 lautet:

»(1) Die Wahlbehorden sind beschlussfahig, wenn der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, oder in
den Féllen des 8 11 und des § 13 einer seiner Stellvertreter, und wenigstens zwei Drittel der Beisitzer oder
Ersatzmitglieder anwesend sind.

7.1n § 25 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,zehn Tage” durch die Wortfolge ,,einen Zeitraum von zehn Tagen*
ersetzt und es entfallt nach dem Wort ,,Samstagen” der Beistrich sowie die Wortfolge ,,Sonn- und Feierta-
gen“; folgender Satz wird angefiigt:

,»An Sonn- und Feiertagen kann die Ermdglichung der Einsichtnahme unterbleiben.*

8. 8§ 32 Abs. 2 lautet:

»(2) Jeder Wahlberechtigte hat nur eine Stimme. Er kann einem Wahlwerber auf der Landesliste
(8 81) eine Vorzugsstimme geben sowie
1. an einen Wahlwerber einer Partei auf der Wahlkreisliste (88 35, 40) eine VVorzugsstimme verge-
ben oder
2. an héchstens drei Wahlwerber einer Partei auf der Wahlkreisliste (88 35, 40) bis zu drei Vor-
zugsstimmen vergeben, wobei jeder dieser Wahlwerber lediglich eine Vorzugsstimme erhalten
kann.“



9. § 34 Abs. 2 lautet:

.»(2) Die Wahlkarte ist als verschlieBbarer Briefumschlag herzustellen und hat die in der Anlage 2 er-
sichtlichen Aufdrucke zu tragen. Durch entsprechende technische Vorkehrungen ist sicherzustellen, dass
die den Wahlberechtigten betreffenden persénlichen Daten, insbesondere dessen Unterschrift, vor Weiter-
leitung an die Kreiswahlbehorde, durch eine verschlieBbare Lasche abgedeckt sind und dass es nach Ver-
schlieBen der Wahlkarte durch entsprechende Perforation mdglich ist, die personlichen Daten des Wéh-
lers sowie dessen eidesstattliche Erklarung bei der Kreiswahlbehdrde sichtbar zu machen, ohne dass da-
durch die Wahlkarte bereits gedffnet wird. Die Lasche hat entsprechend der technischen Beschaffenheit
der Wahlkarte Aufdrucke mit Hinweisen zu ihrer Handhabung im Fall der Stimmabgabe mittels Brief-
wahl sowie zur Weiterleitung der Wahlkarte zu tragen.”

10. In 8 35 Abs. 6 Z 2 und in 8 36 Abs. 2 wird das Wort ,,Parteiliste* durch das Wort ,,Wahlkreisliste*
ersetzt.

11. In § 38 Abs. 1 wird das Wort ,,Parteilisten* durch das Wort ,,Wahlkreislisten* ersetzt.
12.1n § 39 und § 40 Abs. 1 wird jeweils das Wort ,,Parteiliste* durch das Wort ,,Wahlkreisliste” ersetzt.

13. § 44 Abs. 4 zweiter Satz lautet:

»AuRerdem sind die von der Kreiswahlbehdérde und der Landeswahlbehorde abgeschlossenen und
verodffentlichten Parteilisten (Wahlkreislisten gemaf § 40 und Landeslisten gemdl § 81) in der Wahlzelle
an einer sichtbaren Stelle anzuschlagen.”

14. 8 47 Abs. 1 erster Satz lautet:

»ZU jeder Gemeinde-, Sprengel- und Sonderwahlbehérde kdnnen von jeder Partei, deren Wahlvor-
schlag von der Kreiswahlbehdrde veroffentlicht wurde, zwei Wahlzeugen, welche gemall § 20 Abs. 1
wahlberechtigt sind, entsendet werden.*

15. In § 47 Abs. 1 dritter Satz wird die Wortfolge ,,von der Bezirkswahlbehorde* durch die Wortfolge
»,vom Gemeindewahlleiter* ersetzt.

16. In § 49 Abs. 1 wird das Zitat ,,(§ 56 Abs. 3)* durch das Zitat ,,(§ 56 Abs. 4)* ersetzt.
17. In § 54b Abs. 1 wird das Wort ,,Ubersendung* durch das Wort ,,Ubermittlung* ersetzt.

18. 8 54b Abs. 2 bis 4 lautet; folgender Abs. 5 wird angefiigt:

.»(2) Hiezu hat der Wéhler den von ihm ausgefillten amtlichen Stimmzettel in das Wahlkuvert zu le-
gen, dieses zu verschlieBen und in die Wahlkarte zu legen. Sodann hat er auf der Wahlkarte durch eigen-
héandige Unterschrift eidesstattlich zu erklaren, dass er den amtlichen Stimmzettel personlich, unbeobach-
tet, unbeeinflusst und vor SchlieBen des letzten Wahllokals im Burgenland am Wahltag ausgefillt hat,
anschlieBend die Wahlkarte zu verschlieBen und so rechtzeitig an die zustadndige Kreiswahlbehorde zu
Ubermitteln, dass die Wahlkarte dort spatestens am dritten Tag nach dem Wahltag um 14 Uhr einlangt.
Aus der Wahlkarte mit der eidesstattlichen Erklarung hat die Identitat des Wahlers hervorzugehen. Die
Kosten fiir eine Ubermittlung der Wahlkarte an die zustiandige Kreiswahlbehdrde im Postweg hat das
Land zu tragen.

(3) Die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl ist nichtig, wenn

1. die eidesstattliche Erklarung auf der Wahlkarte nicht oder nachweislich nicht durch den Wahlbe-
rechtigten abgegeben wurde,

2. die Wahlkarte kein Wahlkuvert enthélt,

3. die Wahlkarte zwei oder mehrere Wahlkuverts enthalt,

4. die Priifung auf Unversehrtheit (88 71a und 73a) ergeben hat, dass die Wahlkarte derart bescha-
digt ist, dass ein vorangegangenes missbrauchliches Entnehmen oder Zuriicklegen des inliegen-
den Wahlkuverts nicht ausgeschlossen werden kann,

5. auf Grund eines Verklebens der unter der Lasche gelegenen Felder der Wahlkarte die Daten oder
die Unterschrift des Wahlers nicht mehr sichtbar gemacht werden kénnen oder

6. die Wahlkarte nicht spatestens am dritten Tag nach dem Wahltag bis 14 Uhr bei der zustandigen
Kreiswahlbehorde eingelangt ist.

(4) Die Kreiswahlbehorde hat nach Einlangen der fur eine Stimmabgabe mittels Briefwahl verwende-
ten Wahlkarten die unter den Laschen befindlichen Daten nach deren Sichtbarmachung zu erfassen und



die Wahlkarten anschlieRend bis zur Auszahlung (8§ 71a und 73a) mit einer fortlaufenden Nummer amt-
lich unter Verschluss zu verwahren.

(5) Fallt der in Abs. 2 und Abs. 3 Z 6 genannte Zeitpunkt auf einen Feiertag, so endet die Frist am
néchsten Werktag, 14 Uhr.*

19. § 56 lautet:

,»8 56
Amtlicher Stimmzettel des Wahlkreises

(1) Der amtliche Stimmzettel des Wahlkreises hat insbesondere folgende Angaben zu enthalten:

. die Parteibezeichnungen,

. allfallige Kurzbezeichnungen,

. Rubriken mit einem Kreis,

. Wahlwerberrubriken mit den verdffentlichten Landeswahlvorschldgen (Landeslisten) mit der
Uberschrift ,\orzugsstimme fiir die Landesliste’ mit arabischen Ziffern und Késtchen unter An-
gabe von Familien- und Vornamen sowie Geburtsjahr der Bewerber und

5. Wahlwerberrubriken mit den verdffentlichten Kreiswahlvorschlagen (Wahlkreislisten) mit der

Uberschrift ,Vorzugsstimmen fiir die Wahlkreisliste’ mit arabischen Ziffern und Kéastchen unter
Angabe von Familien- und Vornamen sowie Geburtsjahr der Bewerber.

(2) Im Ubrigen hat der amtliche Stimmzettel zusatzlich zu den Angaben des Abs. 1 die aus dem Mus-
ter der Anlage 5 ersichtlichen Angaben zu enthalten.

(3) Die GroRe des amtlichen Stimmzettels hat sich nach der Anzahl der im Wahlkreis zu beriicksichti-
genden Parteien zu richten. Das Ausmal hat zumindest dem Format DIN A 3 zu entsprechen. Die Wahl-
werberrubriken gemal Abs. 1 Z 5 sind farblich zu unterlegen und die Ziffern, Kastchen und Namen die-
ser Wahlwerberrubriken sind um mindestens einen, aber nicht mehr als zwei SchriftgréRenpunkte gréRer
anzufiihren als die in Abs. 1 Z 4 genannten Bewerberangaben. Die Angaben auf dem Stimmzettel sind in
schwarzer Farbe zu drucken und missen fir alle Parteien die gleiche Form aufweisen. Bei mehr als drei-
zeiligen Parteibezeichnungen kann jedoch die GroRe der Schriften dem zur Verfigung stehenden Raum
angepasst werden. Die Bezeichnung der Parteien und die Namen ihrer Wahlwerber sind auf dem Stimm-
zettel von links nach rechts in der im § 40 Abs. 2 und 3 fir die Kreiswahlvorschldge vorgeschriebenen
Reihenfolge anzufiihren. Die horizontalen Trennungslinien der Rechtecke, der Kéastchen und der Kreise
sind in gleicher Starke auszufiihren. Die vertikalen Trennungslinien sind als Doppelstrich und starker als
die horizontalen Trennungslinien auszufiihren.

(4) Die amtlichen Stimmzettel diirfen nur auf Anordnung der Landeswahlbehdrde hergestellt werden
und sind von der Landeswahlbehérde den Kreiswahlbehérden und von diesen den Gemeinden tber die
Bezirksverwaltungsbehdrden entsprechend der endgultigen Zahl der Wahlberechtigten in der Gemeinde,
zusétzlich einer Reserve von 15 vH zu Ubermitteln. Eine weitere Reserve von 5 vH ist den Bezirksverwal-
tungsbehdrden fur einen allfélligen zusétzlichen Bedarf der Wahlbehdrden am Wahltag zu bermitteln.
Die amtlichen Stimmzettel sind jeweils gegen eine Empfangsbestatigung in zweifacher Ausfertigung
auszufolgen; hiebei ist eine Ausfertigung fiir den Ubergeber, die zweite Ausfertigung fiir den Ubernehmer
bestimmt.*
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20. 8§ 57 Abs. 1 erster Satz lautet:

,Der leere amtliche Stimmzettel hat drei Rubriken, in die der Wahlberechtigte

1. die Parteibezeichnung (Kurzbezeichnung),
2. den Namen eines Wahlwerbers der Landesliste und
3. die Namen dreier Wahlwerber der Wahlkreisliste

eintragen kann, und die aus dem Muster der Anlage 6 ersichtlichen Angaben zu enthalten.*
21. In § 57 Abs. 2 wird die Bezeichnung ,,DIN A5“ durch die Bezeichnung ,,DIN A4 ersetzt; Abs. 3 lau-
tet:

.»(3) Die leeren amtlichen Stimmzettel sind von der Landeswahlbehérde den Kreiswahlbehdrden und
von diesen den Gemeinden Uber die Bezirksverwaltungsbehdrden in der erforderlichen Anzahl zu tber-
mitteln. § 56 Abs. 4 letzter Satz gilt sinngeméaR.*

22. 8 59 Abs. 3 lautet:

»(3) Die Musterstimmzettel sind von der Landeswahlbehdrde anfertigen zu lassen und von der Lan-
deswahlbehérde den Kreiswahlbehérden und von diesen den Gemeinden (ber die Bezirksverwaltungsbe-



horden entsprechend der endgultigen Zahl der Wahlberechtigten in der jeweiligen Gemeinde zu Ubermit-
teln.”

23. 860 Abs. 2 und 3 lautet; folgender Abs. 4 wird angefigt:

.»(2) Jeder Wahler ist berechtigt, auf dem Stimmzettel einem Wahlwerber einer Partei eine Vorzugs-
stimme sowie Wahlwerbern einer Partei VVorzugsstimmen zu geben. Er vergibt die VVorzugsstimmen ge-
maR Abs. 3 sowie Abs. 4, indem er in die auf dem Stimmzettel neben den Namen der Wahlwerber auf-
scheinenden Késtchen fir jede Vorzugsstimme ein liegendes Kreuz oder ein dhnlich deutliches Zeichen
eintragt.

(3) Der Wéhler kann auf der Wahlkreisliste (88 35, 40) héchstens drei Wahlwerbern je eine Vorzugs-
stimme geben.

(4) Jeder Wihler ist berechtigt, auf dem Stimmzettel einem Wahlwerber auf der Landesliste (§ 81) ei-
ne Vorzugsstimme zu geben.“

24. 8 61 Abs. 1 bis 3 lautet, folgende Abs. 4 und 5 werden angeftigt und die bisherigen Abs. 2 und 3 erhal-
ten die Absatzbezeichnungen ,,(6)* und ,,(7)*:

»(1) Der amtliche Stimmzettel des Wahlkreises ist gliltig ausgefullt, wenn der Wéhler durch Anbrin-
gen von Zeichen oder Worten auf dem Stimmzettel eindeutig zu erkennen gibt, welche Partei er wéhlen
sowie welchem Wahlwerber er eine Vorzugsstimme oder welchen Wahlwerbern er Vorzugsstimmen
geben will.

(2) Der Wahlerwille kann durch Abgabe

1. einer Vorzugsstimme auf der Landesliste gemé&R 8 60 Abs. 4 sowie
2. bis zu drei Vorzugsstimmen auf der Wahlkreisliste gemé&R § 60 Abs. 3 sowie
3. einer Parteistimme geméR 8§ 60 Abs. 1

ausgedriickt werden.

(3) Eine Vorzugsstimme ist nur dann giiltig abgegeben, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:

1. Der Wahler darf nur einem Wahlwerber auf der Landesliste eine VVorzugstimme gemé&R § 60 Abs.
4 sowie hochstens drei Wahlwerbern auf der Wahlkreisliste je eine Vorzugsstimme gemal § 60
Abs. 3 geben.

2. Gibt der Wahler auf der Landesliste keinem Wahlwerber eine Vorzugsstimme, aber gibt er
héchstens drei Wahlwerbern der Wahlkreisliste je eine Vorzugsstimme geméal § 60 Abs. 3, so ist
die Vorzugsstimme oder sind die Vorzugsstimmen der Wahlkreisliste giiltig.

3. Gibt der Wahler einem Wahlwerber auf der Landesliste eine Vorzugsstimme geméaR § 60 Abs. 4,
gibt er aber keinem Wahlwerber der Wabhlkreisliste eine VVorzugsstimme, so ist die Vorzugs-
stimme der Landesliste giiltig.

4. Gibt der Wahler entgegen § 60 Abs. 4 mehreren Wahlwerbern auf der Landesliste VVorzugsstim-
men, gibt er aber hochstens drei Wahlwerbern der Wahlkreisliste je eine VVorzugsstimme geman
§ 60 Abs. 3, so ist die Vorzugsstimme oder sind die VVorzugsstimmen der Wahlkreisliste dennoch
giltig.

5. Gibt der Wahler einem Wahlwerber der Landesliste eine Vorzugsstimme gemaf § 60 Abs. 4 und
gibt er Wahlwerbern der Wahlkreisliste Vorzugsstimmen, die nicht 8§ 60 Abs. 3 entsprechen, so
ist die Stimme der Landesliste dennoch gliltig.

6. Der Wahler muss bei der Vergabe von Vorzugsstimmen Wahlwerbern derselben Parteiliste (auf
der Landesliste gemal 60 Abs. 4 sowie auf der Wahlkreisliste gemal § 60 Abs. 3) Vorzugsstim-
men geben. Werden Vorzugsstimmen Wahlwerbern verschiedener Parteilisten gegeben, so gilt
die Vorzugsstimme oder gelten die Vorzugsstimmen nur fiir den oder die Wahlwerber dessen o-
der deren Partei zusétzlich bezeichnet wurde.

(4) Eine Stimme ist fiir eine Partei dann gultig abgegeben, wenn eine der folgenden Voraussetzungen
erfullt ist:
1. Der Wahler hat

a) eine gultige Vorzugsstimme fir einen Wahlwerber auf der Landesliste gemaR Abs. 3 abgege-
ben, auch wenn er ungultige Vorzugsstimmen fir Wahlwerber der Wahlkreisliste einer ande-
ren Partei abgegeben hat,

b) eine giltige Vorzugsstimme flir einen Wahlwerber oder gultige VVorzugsstimmen flr hdchs-
tens drei Wahlwerber auf der Wahlkreisliste gemaR Abs. 3 abgegeben, auch wenn er ungiiltige
Vorzugsstimmen fiir Wahlwerber der Landesliste einer anderen Partei abgegeben hat oder

c) gultige Vorzugsstimmen fiir Wahlwerber derselben Parteiliste (Landesliste und Wahlkreislis-
te) gemal Abs. 3 abgegeben.



2. Der Wéhler hat zwar keine glltige Vorzugsstimme oder keine gultigen VVorzugsstimmen geman
Abs. 3 abgegeben, aber mehreren Wahlwerbern derselben Parteiliste auf der Landesliste sowie
auf der Wahlkreisliste entgegen § 60 Abs. 3 sowie § 60 Abs. 4 in den hieflir vorgesehenen Kast-
chen auf dem amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises eindeutig Vorzugsstimmen gegeben und
zusétzlich keine andere Partei gewahlt.

3. Der Wahler hat keinem Wahlwerber eine Vorzugsstimme gegeben, aber insbesondere

a) in einem einzigen der neben den Parteibezeichnungen vorgedruckten Kreise ein liegendes
Kreuz oder ein &hnlich deutliches Zeichen eingetragen,

b) die Parteibezeichnung einer einzigen Partei auf andere Weise angezeichnet,
c) die Parteibezeichnungen der tbrigen Parteien durchgestrichen,
d) die Bezeichnung einer einzigen Partei auf dem Stimmzettel angebracht oder
e) samtliche Wahlwerber der (ibrigen Parteilisten durchgestrichen.
(5) Wenn
1. eine gultige Vorzugsstimme flr einen Wahlwerber auf der Landesliste,
2. eine glltige Vorzugsstimme flr einen oder gultige Vorzugsstimmen fur hochstens drei Wahlwer-

ber der Wahlkreisliste oder
3. gultige Vorzugsstimmen fur Wahlwerber derselben Parteiliste (Landesliste und Wahlkreisliste)

gemal Abs. 3 abgegeben wurde oder wurden, so gilt der Stimmzettel als giiltige Stimme flr diese Partei,
selbst wenn eine andere Partei bezeichnet wurde.*

25. In § 62 Abs. 1 wird in der Z 2 vor dem Wort ,,zwei* die Wortfolge ,,ohne giltige Vorzugsstimme oder
ohne glltige Vorzugsstimmen* eingefugt; Z 3 entféllt, die bisherigen Z 4 bis 6 erhalten die Ziffernbe-
zeichnungen ,,3.“, ,,4.“ und ,,5.“ und in der Z 3 (neu) wird das Zitat ,,§ 61 Abs. 1 Z 4" durch das Zitat
»3 61 Abs. 4 Z 3 lit. d* ersetzt.

26. § 63 lautet:

,»8 63
Gultigkeit eines leeren amtlichen Stimmzettels

(1) Der leere amtliche Stimmzettel ist dann gultig ausgefillt, wenn aus ihm eindeutig zu erkennen ist,
welchen oder welche Wahlwerber sowie welche Partei der Wahlkartenwéhler wéhlen wollte.

(2) Die Vorschriften des 8 61 gelten sinngeméaR.*

27.864 Abs. 1 Z 1 lautet:

,»1. aus der vom Wahler vorgenommenen Eintragung der Wahlerwille nicht eindeutig hervorgeht,
oder*

28. 8§ 64 Abs. 1 Z 4 entféllt, die bisherige Z 5 erhélt die Ziffernbezeichnung ,,4.*

29. 8 65 Abs. 6 erster Satz lautet:

»Nach Feststellung der Parteisummen hat die Wahlbehérde auf Grund der gliltigen Stimmzettel die
Zahl der giiltig abgegebenen Vorzugsstimmen fiir jeden Wahlwerber auf den Landeslisten und die von
jedem Wahlwerber auf den Wahlkreislisten erreichten VVorzugsstimmen und Wahlpunkte zu ermitteln.*

30. § 65 Abs. 7 lautet:

.»(7) Die Vergabe von Vorzugsstimmen ist gultig, wenn die VVoraussetzungen des 8 61 Abs. 3 vorlie-
gen. Werden im Falle des § 61 Abs. 6 Z 2 auf den gultigen Stimmzetteln die VVorzugsstimmen auf der
Landesliste sowie der Wahlkreisliste unterschiedlich gegeben, ist die Vergabe der VVorzugsstimmen un-
gultig.“

31. 8 66 Abs. 2 Z 9 lautet:

,»9. die Feststellungen der Wahlbehdrde nach 8 65 Abs. 3, 4 und 5 sowie die von den einzelnen
Wahlwerbern erreichte Zahl von Vorzugsstimmen auf der Landesliste sowie die von den einzel-
nen Wahlwerbern erreichte Zahl von Vorzugsstimmen und Wahlpunkten auf der Wahlkreisliste.
Bei festgehaltenen ungultigen Stimmen ist auch der Grund der Ungultigkeit anzufiihren;*



32. § 70a erhalt die Bezeichnung ,,§ 71a* und wird nach § 71 eingefiigt; die Uberschrift des § 71a lautet:
»Ermittlung des Zwischenergebnisses der Briefwahl|*

33.In 8 71 Abs. 1 erster Satz entfallt die Wortfolge ,,sowie unter Beriicksichtigung der gemal § 70a ge-
troffenen Feststellungen® und nach dem Wort ,,Wahlkreise* wird die Wortfolge ,,und im Wege der Brief-
wahl* eingefigt.

34. § 71a Abs. 1 lautet:

»(1) Am ersten Tag nach dem Wahltag, 12 Uhr, priift der Kreiswahlleiter unter Beobachtung durch die
anwesenden Beisitzer die gemal 8 54b im Weg der Briefwahl bislang eingelangten Wahlkarten auf die
Unversehrtheit des Verschlusses sowie auf die Sichtbarkeit der Daten und die Unterschrift des Wéhlers.
Die Anzahl der ibernommenen Wahlkarten ist in der Niederschrift festzuhalten. AnschlieRend prift er,
ob ein Nichtigkeitsgrund geméaR § 54b Abs. 3 vorliegt. Wahlkarten, bei denen ein Nichtigkeitsgrund vor-
liegt, dirfen in die Ergebnisermittlung nicht miteinbezogen werden. Sie sind dem Wahlakt unter Ver-
schluss beizufligen. Die Griinde fiir das Versagen der Miteinbeziehung sind in der Niederschrift festzu-
halten.

35. In § 71a Abs. 2 und 3 wird das Wort ,,achten” jeweils durch das Wort ,,dritten* ersetzt, in Abs. 4 letz-
ter Satz wird das Wort ,,Ergebnisse* durch das Wort ,,Zwischenergebnisse* ersetzt; folgender Abs. 5 wird
angefigt:

,»(5) Fallt der in Abs. 1 genannte Zeitpunkt auf einen Feiertag, so findet die zu diesem Zeitpunkt vor-
gesehene Auswertung der Wahlkarten am nachsten Werktag statt.*

36. § 73a lautet:

.8 73a
Ermittlung des Ergebnisses der Briefwahl

Am dritten Tag nach dem Wahltag wird der Vorgang gemé&R § 71a fur die noch nicht ausgezéhlten,
aber rechtzeitig eingelangten, Wahlkarten — allenfalls unter Einbeziehung der Wahlkarten geméaR 8§ 71a
Abs. 2 und 3 - wiederholt. Die Bestimmungen des 8 71a Abs. 1, 4 und 5 gelten hiefiir sinngemag.*

37. In der Uberschrift zu § 77 wird nach dem Wort ,\Wahlwerber* die Wortfolge ,,der Wahlkreisliste und
Ermittlung der im Wahlkreis abgegebenen Vorzugsstimmen der Wahlwerber der Landesliste”, in Abs. 1
nach dem Wort ,,Wahlwerbern“ und in Abs. 2 nach dem Wort ,,Wahlwerber* jeweils die Wortfolge ,,der
Wahlkreisliste”, in Abs. 2 nach dem Zitat ,,8 72 Abs. 3 das Zitat ,,und 8 73a“, in Abs. 3 zweiter Satz nach
dem Wort ,,Wahlwerber* und in Abs. 3 Z 1 nach dem Wort ,,Bewerber* die Wortfolge ,,der Wahlkreislis-
te* eingefiigt sowie in Abs. 3 Z 2 die Wortfolge ,,im Wahlkreis* durch die Wortfolge ,,auf der Wahlkreis-
liste” ersetzt; in Abs. 4 bis 6 wird nach dem Wort ,Wahlwerber* jeweils die Wortfolge ,,der Wahlkreislis-
te* eingefigt; folgender Abs. 7 wird angefugt:

,»(7) Danach ermittelt die Kreiswahlbehorde die Zahl der im Wahlkreis giiltig abgegebenen Vorzugs-

stimmen fur Wahlwerber der Landeslisten und gibt die Summen der Landeswahlbehérde unverziiglich
bekannt.”

38.In § 78 Abs. 2 Z 9 und 10 wird jeweils nach dem Wort ,.ihnen“ die Wortfolge ,,im Wahlkreis“ einge-
figt, in der Z 10 wird der Satzpunkt nach dem Wort ,,VVorzugsstimmen* durch das Wort ,,und* ersetzt und
folgende Z 11 angefligt:
»11. die Zahl der im Wahlkreis gliltig abgegebenen Vorzugsstimmen fir Wahlwerber der Landeslis-
ten.*

39.In § 79 Abs. 1 Z 1 wird nach dem Wort ,,ihnen* die Wortfolge ,,im Wahlkreis“ eingefiigt.

40. § 81 Abs. 1 erster Satz lautet:

»Parteien, welche geméaR 8§ 35 in einem Wahlkreis kandidieren, steht es frei, spatestens am 32. Tag vor
dem Wahltag bis 13 Uhr bei der Landeswahlbehdrde einen Landeswahlvorschlag einzubringen; er muss
von wenigstens einer Person unterschrieben sein, die in einem Kreiswahlvorschlag eines Wahlkreises als
zustellungsbevollméchtigter Vertreter einer Partei derselben Parteibezeichnung aufgenommen ist.*

41. In § 81 Abs. 2 Z 2 wird jeweils das Wort ,,Parteiliste* durch das Wort ,,Landesliste” ersetzt; im zwei-
ten Satz wird nach dem Wort ,,aufscheint” ein Satzpunkt eingefuigt und folgender Satz angefiigt:

,Die Landesliste darf hdchstens 36 Bewerber (Landeskandidaten) beinhalten.*



42. 8 81 Abs. 5 lautet:

,(5) Die Landeswahlbehorde hat spatestens am 25. Tag vor dem Wahltag die Landeswahlvorschlage
abzuschlieBen. Die Landeswahlvorschléage sind von der Landeswahlbehorde, den Bezirkswahlbehdrden
und den Gemeindewahlbehdrden jeweils ortstiblich kundzumachen.“

43. § 83 Abs. 1 lautet:

»(1) Die im zweiten Ermittlungsverfahren zugeteilten Mandate (§ 82) werden vorerst nach der Zahl
der erreichten VVorzugsstimmen der Reihe nach jenen Wahlwerbern zugewiesen, welche mindestens 4 vH
der fir ihre Partei landesweit abgegebenen giltigen Stimmen erreicht haben. Die dann noch Ubrigen
Mandate sind den im Landeswahlvorschlag der wahlwerbenden Partei enthaltenen Wahlwerbern in der
Reihenfolge des Landeswahlvorschlages zuzuweisen. Ist ein Wahlwerber im zweiten Ermittlungsverfah-
ren und in einem Wahlkreis als Abgeordneter gewdhlt, so ist ihm kein Mandat vom Landeswahlvorschlag
zuzuweisen. Fir die Berufung von Wahlwerbern fir die so nicht vergebenden Mandate gilt § 85 Abs. 3
erster bis vierter Satz sinngemal3. Wahlwerber, die fiir die Zuweisung eines Mandats nicht in Betracht
kommen, gelten als Ersatzmitglieder.”



44. Anlage 2 lautet:

Anlage 2, Vorderseite

Wahlkarte

Lfe. Mr im Wahlerverz. Wor- und Familienname Gebursjahr

Gemeinde Strake /Gasse/Flatz, Hausnummer

Eidesstattliche Erklarung 1

Mit nebenstehender Unterschrift erklare ich
! eidesstattlich, dass ich den inliegenden amt-
: lichen Stimmzettel personlich, unbeobachtet,
unbeeinflusst und vor dem SchlieRen des letz-
ten Wahllokals ausgefiillt habe.

Bezirk Wahlsprengel Wahlkreis
Ort, Datum Unterschrilt des (der) r e
Burgermeister(in] ’r— RN Die aben genannte Person ist berschtigt, thr Wahlrecht
fir den (dis) Biirgsrmeisterin) Ly % auch aulerhalb des Ortes, an dem sie im Wahlerver-
" Stampiglie 1 zeichnis eingetragen ist, auszutiben. Duplikate fur
\ ,' abhanden gekommene oder unbrauchbar geseordene
L Wahlkarten darfen in keinem Fall ausgefolgt werden

Mit Hilfe dieser Wahlkarte kénnen Sie Ihre Stimme fiir die Landtagswahl 2XXX auf folgende Weise
abgeben:

1. Mittels Briefivahl vom Inland oder vom Ausland aus, sofort nach Erhalt der Wahlkarte:

* Fiillen Sie den amtlichen Stimmzettel aus.

* Legen Sie den amflichen Stimmzettel in das beiliegende beige-farbene gummierte Wahlkuvert und
kleben Sie digses zu.

+ Geben Sie bitte das beige-farbene Wahlkuvert in diese Wahlkarte.

* Geben Sie die eidesstattliche Erkldrung durch lhre eigenhéndige Unterschrift in der dafiir vorge-
sehenen Rubrik ab und kleben Sie die Wahlkarte ebenfalls zu.

* Sorgen Sie dafiir, dass die Wahlkarte rechtzeitig bei der zusténdigen Kreiswahlbehérde einlangt. Sie
kénnen |hre Wahlkarte zB. in einen Briefkasten werfen, auf einem Postamt aufgeben oder bei der
zustdndigen Kreiswahlbehdrde abgeben.

2. Vor einer Wahlbehorde im Burgenland am Wahltag:

* In jeder Gemeinde des Burgenlandes ist am Wahltag zumindest ein Wahllokal fiir Wahlkartenwéhler
eingerichtet. Beachten Sie, dass die Wahllokale zu unterschiedlichen Zeiten 6ffnen und schlieBen.

= Wenn lhnen der Besuch des Wahllokals am Wahltag wegen mangelnder Geh- und Transportfahigkeit
oder Bettidgerigkeit, sei es aus Krankheits-, Alters- oder sonstigen Griinden oder wegen lhrer
Unterbringung in gerichtlichen Gefangenenhédusern, Strafvcllzugsanstalten, im Ma3nahmenvollzug
oder in Haftrdumen unméglich ist, kdnnen Sie mit dieser Wahlkarte in einem Anstaltssprengel - falls
eingerichtet - oder vor einer Sonderwahlbehdrde (auch ,fliegende Wahlkemmission* genannt) hre
Stimme abgeben.

+ Ubergeben Sie bei einer Stimmabgabe vor einer Wahlbehérde in jedem Fall die Wahlkarte samt Inhalt
dem Wahlleiter. Er wird |hnen die weiteren Schritte der Stimmabgabe erkléren.

* Legen Sie bitte dem Wahlleiter eine Urkunde oder sonstige amtliche Bescheinigung (zB. jeder
amtliche Lichtbildausweis) vor, aus der hre Identitat einwandfrei ersichtlich ist.

Bitte beachten Sie:
Eine Stimmabgabe hat bis spatestens am Wahltag, xoooooccr, bis zur SchlieRung des letzten Wahllokals zu erfolgen.

Abhanden gekommene oder unbrauchbar gewordene Wahlkarten darf die Gemeinde keinesfalls ersetzen.

Vorderseite Originalgrofie: DIN E4 (200 x 280 mm)



Anlage 2, Riickseite
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45. Anlage 5 lautet:

wy
o
L]
: s g
3 §
e El
L
B

noaAAAARAARAARAnNARRR=InARRRARRARARARAR

Haws

= merwe |“rrMeTierdao=one
SR R R =)

=
LR e e

- Wabhlkreis .

& 2
g Gl
4
1
AN AN MPN nmARNARNARIRIRRRR RN
e S e P ehs S ey gepaipogrical fipygpr s L M TP S
eromsusreagsd CERERSaNaxgs £

Vorzugsstimme fir die Landeslisie
fir die W

noAnAnNAnNANRNNANNAnNANnNANNNAnRAnNAnNnNAnnNAnNE|nnnoonNnAannonnnnn

—osisnoroac—oimrwel |Frssri oo oo~
TR R R R e S

e I U R -

fur die W,

Vorzugsstimme fUr die Landes!iste

AAAMOARAMAORAANARNARoRANANANARNARANANAARAEnANRANoAnNOnnnn

Amtlicher Stimmzettel fir die Landtagswahi am.........

" E s
& & g
= 5 E
E i
o & o o
5 T # e
£ & 7| £ B
- & o I ® )= g
£ = o cl & E =
22| % M2 5 3
w8 y 5
.'é 5 B = "
o = iw -
o o = : 6§
o o @ 5 £ e
T |s H e T 58
o E 5c 5 =R
a | & [ = >




46. Anlage 6 lautet:

Anlage 6

Wahlkreis-Nr. ..o
Von der Wahlbehorde einzusetzen!

LEERER AMTLICHER STIMMZETTEL
fiir die

LANDTAGSWAHL am .......ccccecimiiiucccninennns

Vom Wahler gewahlte Partei
(Kurzbezeichnung)

Eintragung des Namens eines
Wahlwerbers auf der
Landesliste

Eintragung der Namen
hochstens dreier Wahlwerber
der Wahlkreisliste

Hinweis fiir das Ausfiillen des Stimmzettels:
Sie wahlen eine Partei, indem Sie die Parteibezeichnung in der dafir vorgesehenen Spalte

anfUhren.

Dem Wahlwerber der Landesliste kénnen Sie eine Vorzugsstimme geben.
Tragen Sie den Namen des von |hnen bevorzugten Wahlwerbers in die zweite Spalte ein.

Aulierdem konnen Sie hochstens drei Wahlwerbern einer Partei auf der Wahlkreisliste je eine
Vorzugsstimme geben.
Tragen Sie den oder die Namen des oder der von Ihnen bevorzugten Wahlwerber in die dritte

Spalte ein.



Erlauternde Bemerkungen

ZuZ3(87Abs.1), 74 (811 Abs.3)und Z5 (§ 13 Abs. 3), Z 6 (§ 18 Abs. 1):

Mit diesen Bestimmungen wird Klar gestellt, dass im Falle der voribergehenden Verhinderung des
Bezirkswahlleiters oder des Landeswahlleiters mehrere Stellvertreter zu bestellen sind und deren
Reihenfolge in der Stellvertretung zu bestimmen ist. Auf diese Weise soll eine reibungslose Ad-hoc-
Stellvertretung auch auf Ebene der Bezirkswahlbehérden und der Landeswahlbehdrde sowie eine
Anpassung an die Bundeswahlbehdrde vorgenommen werden

ZuZ7 (825 Abs. 1):

Mit dieser Bestimmung soll — in Anpassung an bereits in der Europawahlordnung erfolgte Anderungen —
eine Verkiirzung des Einsichtszeitraums betreffend das Wahlerverzeichnis umgesetzt werden. Dieses soll
in Hinkunft demnach an Sonntagen nicht mehr verpflichtend aufgelegt werden miissen.

ZuZ8(832Abs.2), 7210 (835 Abs.6),Z11 (8§38 Abs. 1), 712 (§39 und § 40 Abs. 1), Z 13 (§ 44 Abs.
4), 719 (856), Z 20, 21 (§ 57 Abs. 1 bis 3), Z 22 (§ 59 Abs. 3), Z 23 (8 60 Abs. 2 bis 4), Z 24 (§ 61 Abs.
1 bis 7), Z 25 (8§ 62 Abs. 1), Z 26 (8§ 63), Z 29, 30 (§ 65 Abs. 6 und 7), Z 31 (8§ 66 Abs. 2), Z 37
(877),Z 38 (8 78 Abs. 2), Z 39 (8§ 79 Abs. 1):

Wie im Bundesland Niederdsterreich soll es auch im Burgenland mdglich sein, den Kandidaten des
Landeswahlvorschlages landesweit Vorzugsstimmen geben zu konnen (Landesliste). Dies geschieht
dadurch, dass die Landesliste — neben der Wahlkreisliste — auch auf dem Stimmzettel dargestellt wird.
Einem Landeskandidaten kann der Wéhler eine Vorzugsstimme geben. Hochstens drei Kandidaten des
jeweiligen Kreiswahlvorschlages (Wahlkreisliste) kann je eine Vorzugsstimme gegeben werden. Eine
Kumulierung von zwei Vorzugsstimmen fir einen Kandidaten ist nicht mehr vorgesehen. Der
Stimmzettel und der Musterstimmzettel sind nunmehr — da sich auch die Landesliste auf dem Stimmzettel
befindet - auf Anordnung der Landeswahlbehérde herzustellen. Auch der leere amtliche Stimmzettel
enthalt eine zusétzliche Rubrik fir die Landesliste. Die Vorzugsstimme erhélt ein gréReres Gewicht wie
bisher.

Zu Z 9 (8 34 Abs. 2):

Auf Grund eines Ersuchens des Datenschutzrates, die Gestaltung der Wahlkarte zukinftig insoweit
abzuéndern, dass persénliche Daten des Wéhlers (insbesondere die eigenhandige Unterschrift) nicht mehr
von auBBen ersichtlich sind, wird eine Neugestaltung der Wahlkarte vorgeschlagen, bei der inshesondere
die Einflihrung der verschlieBbaren Lasche hervorzuheben ist; die unter dieser Lasche befindlichen
personlichen Daten konnen durch das Offnen eines perforierten Fensters sichtbar gemacht werden, ohne
dass der Verschluss der Wahlkarte dabei beschadigt wird. Diese Bestimmung entspricht dem Antrag zu §
39 Nationalrats-Wahlordnung 1992 auf Bundesebene.

Zu Z 14 und 15 (8 47 Abs. 1):

Der erste Satz dieser Bestimmung soll prézisiert werden, weil Wahlzeugen nicht in jedes ,Wahllokal*,
sondern zu jeder Gemeinde-, Sprengel- und Sonderwahlbehérde entsendet werden konnen. Bei der
Regelung des dritten Satzes, dass jeder Wahlzeuge den Eintrittschein vom Gemeindewahlleiter erhilt,
handelt es sich um eine Anpassung an die Europawahlordnung und an die Nationalratswahlordnung 1992.

Zu Z 17 und 18 (8 54b Abs. 1 bis 5):

Mit der Uberarbeitung dieser Bestimmung soll die bereits in der Europawahlordnung bestehende
Anderung im Bereich der Briefwahl auch auf die Landtagswahlordnung 1995 iibertragen werden.
Insbesondere handelt es sich hierbei um eine Uberarbeitung der eidesstattlichen Erklarung sowie um eine
Prézisierung der Nichtigkeitsgrinde. Auch missen die Briefwahlkarten am dritten Tag nach dem
Wahltag, 14 Uhr, bei den Kreiswahlbehérden einlangen, um Wahlmanipulationen hintanzuhalten. Mit
dem neu angefiigten Abs. 5 soll klar gestellt werden, dass fiir den Fall, dass der dritte Tag nach der Wahl
auf einen Feiertag féllt, stattdessen am ndchsten Werktag, 14 Uhr, die Frist fir das Einlangen der
Wahlkarte endet.

Zu Z 32, 34,35 (8 71a):




Am ersten Tag nach der Wahl sind die bislang eingelangten Wahlkarten auf die Unversehrtheit des
Verschlusses sowie auf Sichtbarkeit der Daten und die Unterschrift des Wahlers zu Uberprifen. Es wird
ein Zwischenergebnis der Briefwahl ermittelt.

Zu Z 40,41, 42 (8§ 81):

Parteien, welche in einem Wahlkreis kandidieren, steht es frei, spatestens am 32. Tag vor dem Wahltag
bis 13 Uhr bei der Landeswahlbehdrde einen Landeswahlvorschlag einzubringen. Der
Landeswahlvorschlag ist zukinftig — im Vergleich zu bisher am zehnten Tag vor der Wahl — bereits am
32. Tag vor dem Wahltag einzubringen, da die Landesliste auf dem Stimmzettel angefiihrt ist. Ansonsten
ist die Stimmzettelherstellung nicht méglich. Die Landesliste darf hochstens 36 Bewerber
(Landeskandidaten) beinhalten.

Zu Z 43 (8 83 Abs. 1):

Die im zweiten Ermittlungsverfahren zugeteilten Mandate werden vorerst nach der Zahl der erreichten
Vorzugsstimmen der Reihe nach jenen Wahlwerbern zugewiesen, welche mindestens 4vH der insgesamt
landesweit abgegebenen giiltigen Stimmen erreicht haben. Die dann noch Ubrigen Mandate sind den im
Landeswahlvorschlag der wahlwerbenden Partei enthaltenen Wahlwerbern in der Reihenfolge des
Landeswahlvorschlages zuzuweisen.




	Erläuterungen

